GEMEINDE GEDERSDORF
3494 Theil3, Obere HauptstralRe 1

~— www.gedersdorf.gv.at

PROTOKOLL

Uber die Sitzung des Gemeinderates am 3. Dezember 2010

Ort.  Amtshaus in Theil Beginn: 18:00 Uhr

Anwesende:

als Vorsitzender: Bgm Franz Gartner

entschuldigt abwesend: Vbgm Ing. Franz Brandl, gfGR OSR Herbert Grubdck,
GR Margarete Steinschaden

anwesend: alle Ubrigen Mitglieder des Gemeinderates

als Schriftfihrer: Nessl M.

Der Gemeinderat ist beschlussfahig, die Sitzung ist offentlich.

Vor Eroffnung der Tagesordnung informiert der sportliche Leiter des Union Tennisclub
Gedersdorf, Herr Christoph Henneis, den Gemeinderat Uber den Verein und dessen
sportliche Erfolge, sowie im Speziellen Uber die auferst intensive und erfolgreiche
Nachwuchsarbeit.

TOP 1: Protokolle der letzten Sitzung
Der Vorsitzende stellt fest, dass keine schriftlichen Einwendungen gegen die Protokolle der
letzten Sitzung eingelangt sind. Die Sitzungsprotokolle sind somit genehmigt.

TOP 2: Bericht des Prifungsausschusses

Der Obmann des Prifungsausschusses bringt dem Gemeinderat das Ergebnis der am
01.12.2010 vorgenommenen Prifung zur Kenntnis. Der BGM verliest dazu die Stellungnahme
des Kassenverwalters und gibt seine eigene Stellungnahme ab.

Antraq des Burgermeisters:

Der Gemeinderat moége den Bericht des Prufausschusses vom 01.12.2010 und die vom
Blrgermeister und Kassenverwalter dazu ergangenen Stellungnahmen zur Kenntnis nehmen.
Beschluss:

Der Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig

TOP 3: Voranschlag 2011 mit Dienstpostenplan und mittelfristigem Finanzplan
Der Entwurf des Voranschlages 2011 einschlief3lich Dienstpostenplan ist in der Zeit vom
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19.11. bis 3.12.2010 am Gemeindeamt zur allgemeinen Einsicht aufgelegen. Die Auflage
wurde durch 6ffentlichen Anschlag kundgemacht. Schriftliche Erinnerungen wurden keine
eingebracht. Der BGM erlautert dem Gemeinderat die wichtigsten Punkte und Vorhaben des
Voranschlages, des Schuldennachweises sowie des mittelfristigen Finanzplans.

Bezuglich der Sozialhilfeverbandsumlage fragt Bubna-Litic an, welchen Rechtsstatus dieser
Verband hat bzw. in welcher Art und Weise die Gemeinde in diesem ein Mitspracherecht hat.
Hierzu fuhrt der Amtsleiter aus, dass es sich dabei nicht um einen Verband im Sinne des NO
Gemeindeverbandsgesetzes handelt, sondern alle Gemeinden des Bundeslandes einen
Verband bilden, welche den auf die Gemeinden entfallenden Sozialaufwand gemeinschaftlich
anhand der jeweiligen Einwohnerzahl zu bezahlen haben. Eine Mitsprache bzw. ein Austritt
ist nicht maglich.

Reuter stellt fest, dass das neu zu beschaffende Kommunalfahrzeug weder im Voranschlag
2011, noch im mittelfristigen Finanzplan (MFP) enthalten ist. Das gleiche gilt fir den
100jahrigen Hochwasserschutz. Der BGM stellt dazu klar, dass der MFP nur fir den
ordentlichen Haushalt erstellt wird. Beide Vorhaben sind jedoch solche des aul3erordentlichen
Haushaltes. Das angesprochene Kommunalfahrzeuges soll dariberhinaus mittelfristig, also
erst nach 2011 beschafft werden.

Miiller stellt fest, dass im Voranschlag 2011 ein Bauplatzverkauf in Theil3 vorgesehen ist,
obwohl die Grundsticke in der Waidackersiedlung aufgrund des fehlenden
Hochwasserschutzes gar nicht verkauft werden kénnen. Im Gegensatz dazu ist aber der
Bauplatzverkauf in der Leithenstral3e in Brunn/Felde nicht budgetiert, obwohl dieser derzeit
zum Kauf angeboten wird. Dieser Fehler soll berichtigt werden.

Antrag des Birgermeisters:

Der Gemeinderat moge beschliel3en, dass der Voranschlagsentwurf 2011 insofern geandert
wird, als dass der bei der VA-Stelle 2/84001+00100 (Grundverkaufe Siedlung Theil3)
budgetierte Betrag zugunsten der VA-Stelle 2/84000+00100 (Grundverkauf) veranschlagt
wird. Im Ubrigen mége der Gemeinderat den vorliegenden Entwurf des Voranschlages 2011;
einschlief3lich Dienstpostenplan und mittelfristigem Finanzplan genehmigen.

Beschluss:

Der Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig

TOP 4. Resolution zur Anderung des Apothekengesetzes

Von der Gemeinde Rabenstein/Pielach wurde eine Resolution zur Anderung des
Apothekengesetzes an den Nationalrat angestrebt. Hintergrund ist die Tatsache, dass
Hausapotheken von praktischen Arzten geschlossen werden missen, wenn im Umkreis von 6
km eine offentliche Apotheke besteht bzw. neu eréffnet wird. Dadurch wird die Ubernahme
von Arztpraxen in landlichen Gebieten durch junge Arzte immer unattraktiver.

Bubna-Litic weist darauf hin, dass die Resolution grundséatzlich ihre Berechtigung hat, es
sollte jedoch auch die Sichtweise und Situation der Apotheken angehdrt werden.

Antrag des Birgermeisters:

Der Gemeinderat mége folgende Resolution an den Nationalrat beschliel3en:

,Wir Verantwortungstrager der NO Landgemeinden haben, wie unsere Kolleginnen und
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Kollegen in anderen Bundeslandern auch, immer gré3ere Probleme mit der Tatsache, dass
sich immer weniger Arztinnen und Arzte finden, die sich in entlegenen Regionen niederlassen
wollen.

Schon heute gibt es in unserem Bundesland Planstellen, die trotz grol3er Anstrengungen
nicht mehr besetzt werden kénnen. Setzt sich der Trend, wie von Experten prognostiziert, in
dieser Dramatik fort, dann laufen wir Gefahr, in vielen Landgemeinden schon bald ohne
arztliche Nahversorgung auskommen zu missen.

Ein maligeblicher Grund fir diese landarztliche Ausdinnung sind die massiven
Einschrankungen, der die Bewilligung und FUhrung von arztlichen Hausapotheken
unterliegen. Die Palette der Restriktionen in diesem Bereich reicht von Zwangsschlie3ung
arztlicher Hausapotheken in Zwei-Arzt-Gemeinden bis zur Unmdglichkeit bestehende
Hausapotheken bei fehlendem 6-Kilometer-Abstand zur nachsten 6ffentlichen Apotheke einer
Nachfolgerin/einem Nachfolger Gbergeben zu kénnen.

Die unterzeichneten Burgermeisterinnen und Birgermeister fordern die Mandatare aller
Parlamentsparteien auf, das Apothekengesetz moglichst schnell zu novellieren, um der
permanenten Ausléschung von Hausapothekenstandorten ein Ende zu bereiten. Die
bestehenden Schutzzonen um 6ffentliche Apotheken sind langst nicht mehr zeitgemal3 und
missen zugunsten eines patientenorientierten Nebeneinanders von o6ffentlichen und
arztlichen Apotheken weichen.”

Beschluss:

Der Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig

TOP5: Verordnung Uber die Erhebung einer Hundeabgabe

Der NO Landtag hat am 19.11.2009 das NO Hundeabgabegesetz 1979 dahingehend
geandert, dass die jahrliche Abgabe fur Hunde mit erhohtem Gefahrdungspotential und
auffallige Hunde im Sinne der 88§ 2 und 3 des NO Hundehaltegesetzes mindestens das 10-
fache der fiir Nutzhunde festgesetzten Abgabe betragen muss. Die Abgabe fir Nutzhunde ist
gesetzlich festgelegt und betragt € 6,54 pro Jahr. Das bedeutet, dass in der
Hundeabgabeverordnung nunmehr ein zusatzlicher Tarif fur diese Hunde vorzusehen ist. Die
Beschlussfassung im Gemeinderat und die Kundmachung haben so rechtzeitig zu erfolgen,
dass die Verordnung mit 1.1.2011 in Kraft treten kann.

Der Gemeindevorstand hat vorgeschlagen, dass die Abgabe fiir diese Hunde mit € 150,00
pro Hund und Jahr festgesetzt werden soll, da einige Gemeinden im Bezirk ebenfalls diese
Abgabenhohe fir derartige Hunde gewahlt haben.

Reuter lehnt die Abgabenhdhe ab und stellt den

Antrag

der Gemeinderat moge beschlieRen, dass die Abgabe fir Hunde mit erhdhtem
Gefahrdungspotential und auffalige Hunde im Sinne der 88 2 und 3 des NO
Hundehaltegesetzes mit dem gesetzlichen Mindestausmal3, das sind € 65,40 pro Jahr und
Hund festgesetzt wird.

Danach lasst der BGM abstimmen und zwar zuerst tGiber den
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Antrag des Gemeindevorstandes:

Der Gemeinderat moge beschlieRen, die geltende Hundeabgabeverordnung dahingehend zu
andern, dass die Abgabe fir Hunde mit erh6htem Gefahrdungspotential und auffallige Hunde
im Sinne der §§ 2 und 3 des NO Hundehaltegesetzes mit jahrlich € 150,00 pro Hund
festgesetzt wird und die als Beilage 1 diesem Protokoll angeschlossene Verordnung
erlassen.

Beschluss:

Der Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

mehrstimmig

dagegen: Reuter, Reiter, Miller, Batelka, Kreitner

dafur: 13 Gemeinderatsmitglieder

TOP 6: Aufhebung der Verordnung Uber die Erhebung einer Lustbarkeitsabgabe
Der NO Landtag hat am 1.7.2010 die Aufhebung des NO Lustbarkeitsabgabegesetzes
beschlossen. Bestehende Verordnungen verlieren mit dem AulRerkrafttreten des Gesetzes
ihre Grundlage und sind somit ab 1.1.2011 nicht mehr anwendbar. Seitens des Landes NO
wurde jedoch empfohlen, dass im Hinblick auf die Rechtssicherheit diese Verordnung durch
eine Aufhebungsverordnung des Gemeinderates aul3er Kraft gesetzt wird. Ungeachtet der
Aufhebung des NO Lustbarkeitsabgabegesetzes besteht weiter die bundesgesetzliche
Ermachtigung fir Gemeinden, durch Beschluss des Gemeinderates Lustbarkeitsabgaben
(Vergniigungssteuern) gemal 8 14 Abs. 1 Z. 8 FAG 2008 ohne Zweckwidmung des Ertrages
einzuheben. Diese Erméachtigung betrifft jedoch ausschliel3lich Abgaben, die in Hundertteilen
des Einrittsgeldes (,Kartenabgabe) bemessen werden.

Seitens des BGM wird dazu festgestellt, dass der Gemeinderat am 11.9.1980 beschlossen
hat, eine Lustbarkeitsabgabe flir den Betrieb von Glicksspielautomaten einzuheben, wobei
derim NO Lustbarkeitsabgabegesetz vorgesehene Hochsttarif zur Anwendung gelangt. Diese
Abgabe wird jedoch seit Beschlussfassung nicht einhoben, da keine derartigen Automaten im
Gemeindegebiet aufgestellt waren. Andere Lustbarkeitsabgaben wurden nicht eingehoben.
Entsprechend der Empfehlung der Aufsichtsbehdrde schlagt der BGM daher vor, die
Verordnung vom 11.9.1980 aufzuheben.

Antrag des Gemeindevorstandes:

Der Gemeinderat moge beschlieRen, dass die auf Grundlage des NO Lustbar-
keitsabgabegesetzes, LGBI. 3703, erlassene Verordnung vom 11.9.1980 ersatzlos
aufgehoben wird und die als Beilage 2 diesem Protokoll angeschlossene Verordnung
erlassen.

Beschluss:

Der Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig

TOP 7: Verordnung Uber die Erhebung einer Gebrauchsabgabe
Der NO Landtag hat am 1.7.2010 eine Anderung des NO Gebrauchsabgabegesetzes 1973
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beschlossen, die am 1.1.2011 in Kraft tritt. Die umfangreiche Novelle umfasst Regelungen zur
Vereinfachung des Gesetzesvollzuges, reduziert die Zahl der Abgabentatbestdnde durch
Entfall Giberkommener und ertragsschwacher Gebrauchsarten und erhéht die Tarife bei den
verbleibenden Gebrauchsarten zur Vermeidung der Schmaélerung des zu erwartenden
Abgabenertrages bzw. auch weil eine Tarifanpassung zuletzt 1982 erfolgt ist. Auf Grund
dieser Novelle ist eine neue Verordnung, allenfalls auch mit entsprechenden
Tariffestsetzungen bei Abweichungen von den gesetzlichen Héchsttarifen, durch den
Gemeinderat zu erlassen. Die Beschlussfassung hat so rechtzeitig zu erfolgen, dass die
Verordnung am 1.1.2011 in Kraft treten kann.

Antrag des Gemeindevorstandes:

Der Gemeinderat mége mit Wirksamkeit vom 1.1.2011 eine Verordnung erlassen, wonach die
Gebrauchsabgabe von allen Gebrauchsarten des Tarifes des NO Gebrauchsabgabegesetzes
1973 mit den dort angefuhrten Hochstsatzen zu entrichten ist und die als Beilage 3 diesem
Protokoll angeschlossene Verordnung erlassen.

Beschluss:

Der Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig

TOP 8: Verordnung uber die Erhebung von Ortstaxen

Mit Beschluss des GR vom 24.6.2010 (TOP 9) wurde auf Grund der Aufhebung der NO
Abgabenordnung per 3.12.2009 die Verordnung Uber die Erhebung von Ortstaxen neu
erlassen. Die neue Verordnung wurde mit 1.1.2010 in Kraft gesetzt. Im Zuge der
Verordnungsprufung durch die Abt. WST3 des Amtes der NO Landesregierung wurde
festgestellt, dass die Ortstaxeverordnung gesetzwidrig ist, da Verordnungen gem. 8 59 Abs. 1
der NO Gemeindeordnung 1973 nicht riickwirkend in Kraft treten diirfen. Der Gemeinde
wurde daher aufgetragen, die gesetzwidrige Verordnung so rasch als mdglich aufzuheben
und neu zu erlassen. In diesem Zusammenhang wurde weiters darauf hingewiesen, dass das
NO Tourismusgesetz 1991 mit Jahresende 2010 auRer Kraft tritt und durch das
Tourismusgesetz 2010 ersetzt wird. Aus diesem Anlass muss die auf Grundlage des NO
Tourismusgesetzes 1991 beschlossene Verordnung tber die Erhebung von Ortstaxen durch
einen Gemeinderatsbeschluss mit Wirksamkeit vom 1.1.2011 aufgehoben werden. Seitens
der Abt. WST3 wurde daher empfohlen, dass der nunmehr erforderliche Neubeschluss der
Ortstaxenverordnung gleichzeitig in seiner Geltung bis 31.12.2010 befristet werden soll.
Antrag des Gemeindevorstandes:

Der Gemeinderat moge beschliel3en, dass die Verordnung tiber die Erhebung von Ortstaxen
entsprechend der Empfehlung der Abt. WST3 des Amtes der NO Landesregierung neu
beschlossen wird, wobei gleichzeitig festgelegt werden soll, dass die Verordnung mit
31.12.2010 auRer Kraft tritt und die als Beilage 4 diesem Protokoll angeschlossene
Verordnung beschliel3en.

Beschluss:

Der Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig
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TOP 9: Anderung der Wasserabgabenordnung

Die Stadt Krems hat mitgeteilt, dass die Wasserbezugsgebuhr per 1.11.2010 von € 1,49/m?
auf € 1,58/m? erhdht wird. Im Hinblick auf den gewahrten Abschlag erhdht sich somit der
Wassereinkaufspreis von derzeit € 0,52 auf € 0,55/m? im Jahr 2011.

Desweiteren wurde vom 20.-21.10.2010 von der Aufsichtsbehérde eine Abgabenprifung
vorgenommen, wobei festgestellt wurde, dass die WVA nicht kostendeckend gefuhrt wird und
eine grof3e Anzahl von Haushalten auRerordentlich geringe Wassermengen abnehmen (von
1-10 m3/Jahr!). In dem bis dato noch nicht vorliegenden Prufbericht wird die Aufsichtsbehérde
die Gemeinde daher auffordern, die Wasserabgaben anzuheben.

Nachdem das Problem der geringen Wasserabnahmen hinlanglich bekannt ist und bis dato
alle AufklarungsmafRnahmen zu keinen wesentlichen Veranderungen gefuihrt haben, hat der
Gemeindevorstand vorgeschlagen, den Bereitstellungsbetrag (derzeit € 46,50 pro 3ms3/h-
Wasserzahler und Jahr zzgl. 10 % Ust) drastisch zu erhéhen und gleichzeitig die
Wasserbezugsgeblhr (derzeit € 1,49/m3 zzgl. 10 % Ust) zu senken, so dass die Summe der
jahrlichen Wasserabgaben fir eine voll angeschlossene Liegenschaft in etwa gleich bleibt
bzw. nur geringfugig hdher wird.

Vom Birgermeister wurden daraufhin mehrere Berechnungsvarianten erstellt und dem
Finanzausschuss zur Befassung vorgelegt, worauf der Ausschuss jene Variante, die eine
Erh6éhung des Bereitstellungsbetrages auf € 27,13 pro m3/h (das sind € 81,39 pro 3m?h-
Wasserzahler zzgl. 10 % Ust) und eine Senkung der Wasserbezugsgebihr um 10 % auf €
1,34 pro m3/h (zzgl. 10 % Ust) vorsieht, dem Gemeinderat zur Beschlussfassung empfohlen
hat.

Antrag des Birgermeisters:

Der Gemeinderat mége beschlieRen, dass die Wasserabgabenordnung entsprechend der
Empfehlung des Finanzausschusses geéndert wird und die als Beilage 5 diesem Protokoll
angeschlossene Verordnung erlassen.

Beschluss:

Der Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig

TOP 10: Nutzungsvereinbarung tber Jugendheim Theil3

Mit Beschluss vom 18.5.2005 wurde eine Vereinbarung mit der Jugendgemeinschaft Theil3

betreffend die kostenlose Uberlassung des Wohnhauses Theif3, Untere HauptstraRe 44, als

Jugendheim genehmigt. Die Vereinbarung wurde auf 5 Jahre, bis zum 31.5.2010,

abgeschlossen. Nunmehr soll die Vereinbarung um weitere 5 Jahre verlangert werden, wobei

folgende zusatzliche Bestimmungen aufgenommen werden sollen:

1. Das Uberlassene Grundstlick ist laufend zu reinigen und in einem ortshildgerechten
Zustand zu erhalten;

2. Das Abstellen von Kraftfahrzeugen direkt vor dem Vereinshaus ist zu unterlassen, die KFZ
sind am Parkplatz beim Musikheim abzustellen;

Seitens der JG Theild wurde der neue Vereinbarungstext bereits angenommen und

unterfertigt.
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Antrag des Gemeindevorstandes:

Der Gemeinderat moge beschlieRen, dass der vorliegenden Vereinbarung mit der
Jugendgemeinschaft TheiR betreffend die Uberlassung und Benutzung des Wohnhauses in
Theil3, Untere HauptstralRe 44, als Jugendheim bis zum 31.5.2015 die Genehmigung erteilt
wird.

Beschluss:

Der Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig

TOP 11: Erhdhung der Turnsaalmiete

Mit Beschluss vom 1.7.1999 (TOP 14) wurde fir die auf3erschulische Benltzung des
Turnsaales der Volksschule ein Entgelt in der Héhe von € 10,90 pro Stunde (inkl. 20 % Ust)
festgelegt. Dieser Betrag wurde bisher nicht erhdht, so dass eine Anhebung gerechtfertigt
erscheint. Vom Schulausschuss wurde vorgeschlagen, den Beitrag ab Semesterbeginn im
Frahjahr 2011 mit € 12,00 pro Stunde (inkl. 20 % Ust) neu festzusetzen.

Antrag des Gemeindevorstandes:

Der Gemeinderat modge beschlieRen, dass fur die auBerschulische Benitzung des
Turnsaales, beginnend mit dem zweiten Semester des Schuljahres 2010-2011 ein
Kostenbeitrag in der Héhe von € 12,00 pro Stunde (inklusive 20 % Ust.) verrechnet wird.
Beschluss:

Der Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig

TOP 12: Ubernahme der Nebenflachen L 7073 in Brunn/Felde und Gedersdorf

Mit Genehmigung des Landeshauptmannes vom 16.11.2006 wurden von der
StralBenmeisterei Krems Gehsteige entlang der L 7073 und zwar im Bereich des Hauses
Hauptstral3e 40 in Brunn/Felde, sowie in der Rechten Bahnzeile in Gedersdorf zwischen
Spielplatz und dem Haus Hinterleitner, saniert. Die Arbeiten wurden im Jahr 2007
abgeschlossen, das erforderliche Baumaterial inkl. Dieselrechnungen war von der Gemeinde
zu tragen. Nun mussen die hergestellten Anlagen von der Gemeinde in ihre Verwaltung und
Erhaltung tbernommen werden.

Antrag des Gemeindevorstandes:

Der Gemeinderat moge beschlieBen, dass die von der NO StraRenverwaltung,
StralRenmeisterei Krems, auf Kosten der Gemeinde hergestellten Nebenanlagen entlang der
Landesstral3e L 7073 im Ortsgebiet von Brunn im Felde und Gedersdorf, in die Erhaltung und
Verwaltung der Gemeinde ibernommen werden.

Beschluss:

Der Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig
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TOP 13: Bauplatzverkauf in Brunn/Felde, Hiuttengrabenweg

Herr Raphael Malacek, derzeit wohnhaft in Grafenegg, hat bekannt gegeben, dass er
gemeinsam mit seiner Lebensgefahrtin Martina Eder und deren Mutter Anna Allouchi den
Bauplatz Gst.Nr. 157/15 am Huttengrabenweg in Brunn/Felde kaufen méchte.

Antrag des Gemeindevorstandes:

Der Gemeinderat mége beschliel3en, dass das Gst.Nr. 157/15 am Huttengrabenweg in
Brunn/Felde an Raphael Malacek, wohnhaft in 3485 Grafenegg 10 Top 5, Martina Eder und
Anna Allouchi, derzeit wohnhaft in Gedersdorf, Weinbergstrale 12, zum Preis von €
24.240,00 und den ublichen Bedingungen (Wiederkaufsrecht) verkauft wird.

Beschluss:

Der Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig

TOP 14: 15. Anderung des 6rtlichen Raumordnungsprogrammes in Form einer
generellen Uberarbeitung
Mit Beschluss vom 06.12.2007 (TOP 12) wurde die Erstellung eines ortlichen
Entwicklungskonzeptes durch das Technische Buro fir Raumplanung Reinberg und Partner
OEG in Auftrag gegeben. Am 06.03.2008 hat der Gemeindevorstand dartberhinaus
beschlossen, dass gleichzeitig mit der Erstellung des Entwicklungskonzeptes eine generelle
Uberarbeitung des ortlichen Raumordnungsprogrammes vorgenommen werden soll.
Die Entwirfe des Entwicklungskonzeptes und des Uberarbeiteten 6rtlichen ROP's sind vom
15.01.2010 bis einschlie3lich 26.02.2010 zur 6ffentlichen Einsicht aufgelegen. Innerhalb des
Einsichtszeitraumes sind 16 Stellungnahmen eingelangt die vom Bauausschuss gemeinsam
mit der Raumplanerin inhaltlich behandelt wurden. Hinsichtlich der Stellungnahmen hat der
Bauausschuss folgende Empfehlungen an den Gemeinderat abgegeben:
1. Amt der NO Landesregierung, Abt. WA1:
EVN Wasser und Wasserwerk Krems werden Ende Februar 2010 einen adaptierten
Schutzgebietsvorschlag vorlegen, der beriicksichtigt werden soll.
Empfehlung des Bauausschusses:
Soll nicht bertcksichtigt werden, da noch keine Verordnung vorliegt.
2. Amtder NO Landesregierung, Offentl. Wassergut zu Gst.Nr. 224/2, KG Brunn/F., Nr.
1086/5, KG Gedersdorf, Nr. 1258, 1259 u. 1375, KG Theil3:
Hinweis, dass entlang der Grundstiicke ausreichend breite Betreuungs- und
Erhaltungsstreifen frei von jeglicher Verbauung gehalten werden missen
Empfehlung des Bauausschusses:
Soll nicht beriicksichtigt werden, da Bebauung entlang der betroffenen Grundstticke
nicht maglich ist.
3. Stieger Franz zu Gst.Nr. 354/2, KG Brunn/F.:
Grundstick soll von Grunland in Bauland umgewidmet und der vorgesehene
Grungurtel am Ende des Grundstickes angelegt werden
Empfehlung des Bauausschusses:
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10.

11.

Soll nicht bertcksichtigt werden, da das Grundstick derzeit nicht hochwassersicher
(HQ100) ist.

StralRenmeisterei Krems zu Gst.Nr. 154/1, KG Stratzdorf:

Umwidmung der Verkehrsflachenwidmung auf Griinland-Okoflache/Odland soll nicht
erfolgen

Empfehlung des Bauausschusses:

Soll beriicksichtigt und Anderung nicht verordnet werden.

Schwanzer Regina zu Gst.Nr. 706/1, KG Theil3:

Umwidmung in Grinland-Freihalteflache soll nicht erfolgen.

Empfehlung des Bauausschusses:

Soll nicht bertcksichtigt werden, da Mdglichkeit der Bebauung (,Geb*) im Rahmen
dieser Widmung weiterhin uneingeschrankt gegeben ist.

Paradeiser llse zu Gst.Nr. 101, KG Stratzdorf:

Widmung eines Gringurtels zum Schutz der benachbarten Kapelle in Stratzdorf soll
nicht erfolgen.

Empfehlung des Bauausschusses:

Soll beriicksichtigt und Anderung nicht verordnet werden, da Widmungszweck auch
mit Bebauungsplan (seitliche Baufluchtlinie) erreicht werden kann.

Apfelthaler Herbert und Rosemarie zu Gst.Nr. 291/1, KG Theil3:

Widmung eines Grungurtels Gber das Grundstiick soll entfallen und der als Grunland
gewidmete Teil des Grundstiickes in Bauland umgewidmet werden.

Empfehlung des Bauausschusses:

Soll nicht berticksichtigt werden, da Gringrtel bei allen BW-GIf Widmungsgrenzen im
Gemeindegebiet ausgewiesen werden. Fir zusatzliche Baulandwidmung besteht kein
Bedarf.

EVN AG zu Gst.Nr. .69, KG Theif3, und 842/1, KG Schlickendorf:

Wohnhaus und Garage auf Gst.Nr. .69 sollen als erhaltenswerte Gebdude im
Grunland ausgewiesen werden, die Widmung ,Verkehrsflache® fur eine aufgelassene
offentliche Verkehrsflache im Kraftwerksareal auf Gst.Nr. 842/1 soll entfernt werden.
Empfehlung des Bauausschusses:

Soll teilweise bertcksichtigt und fehlerhafte Verkehrsflachenwidmung auf dem Gst.Nr.
842/1 gestrichen werden. Die Umwidmung ,Geb“ soll beim nachsten
Anderungsverfahren vorgenommen werden.

Mayer Hermann zu Gst.Nr. 1350, KG Theil3:

Die Widmung Grunland-Freihalteflache soll nicht erfolgen.

Empfehlung des Bauausschusses:

Soll nicht bertcksichtigt werden, da Aufforstung der Flache weiterhin moglich ist.
Steinbatz Franz und Herta zu Gst.Nr. 156/1, 160/1 u. 334/1, KG Brunn/Felde:
Widmung Grunland-Gringurtel soll nicht erfolgen.

Empfehlung des Bauausschusses:

Soll nicht beriicksichtigt werden, da Grungurtel bei allen BW-GIf Widmungsgrenzen im
Gemeindegebiet ausgewiesen werden.

Steinbatz Herta jun. zu Gst.Nr. 435 u. 436, KG Brunn/Felde:

Widmung Griunland-Gringurtel soll nicht erfolgen.

Empfehlung des Bauausschusses:
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Soll nicht berticksichtigt werden, da Griingurtel bei allen BW-GIf Widmungsgrenzen im
Gemeindegebiet ausgewiesen werden.
12. Thiery Karl u. Eveline, Toifl Artur zu Gst.Nr. 375, KG Theil3:
Anstelle des vorgesehenen Gringurtels soll eine Verkehrsflache (Guterweg,
Aufschliel3ungsstralRe) fur allfallige weitere Baulandwidmungen gewidmet werden.
Empfehlung des Bauausschusses:
Soll nicht bertcksichtigt werden, da weder ein Verkehrsbediirfnis noch ein Bedarf an
zusatzlicher Baulandwidmung in diesem Bereich gegeben sind.
13. NO Wirtschaftskammer zum Betriebsgebiet Stratzdorf (Anderungspunkt 6):
Der Zusatz ,ausgenommen Handel an den Letztverbraucher” beim Bauland-
Betriebsgebiet in den KG's Stratzdorf und Theil3 soll beibehalten werden.
Empfehlung des Bauausschusses:
Soll beriicksichtigt und Anderung nicht verordnet werden.
14. Gerstenmayer Franz und Winkler Erwin zu Gst.Nr. 275, KG Stratzdorf, Gst.Nr. 329 KG
Brunn/F., und Gst.Nr. 735, KG Schlickendorf:
a) Die Widmung Grunland-Grungurtel-Biotopverbund soll nicht erfolgen.
b) Die Widmung Grinland-Freihalteflache soll nicht erfolgen.
c) Die Widmung Grinland-Grungurtel-Immissonsschutz soll nicht erfolgen.
Empfehlung des Bauausschusses:
Zu a) Soll bertcksichtigt und alle vorgesehenen Widmungen Grinland-Gringurtel-
Biotopverbund nicht verordnet werden, da eine etwaige spatere Entfernung dieser
Anlagen nicht verhindert werden soll.
Zu b) Soll nicht berlcksichtigt werden, da Widmung keinen Einfluss auf Bewirt-
schaftung hat.
Zu c) Soll teilweise beriicksichtigt und der Griingurtel auf eine Breite von 8 m reduziert
werden.
15. Haiderer-Patzolt Josef zu Gst.Nr. 472 u. 458, KG Brunn/F.:
Die Widmung Grinland-Grungirtel-Biotopverbund soll nicht erfolgen.
Empfehlung des Bauausschusses:
Soll beriicksichtigt und Anderung nicht verordnet werden.
16. Haiderer-Patzolt Herta zu Gst.Nr. 369 u. 370, KG Brunn/F.:
Die Widmung Griinland-Freihalteflache soll nicht erfolgen.
Empfehlung des Bauausschusses:
Soll nicht beriicksichtigt werden, da Widmung keinen Einfluss auf Bewirtschaftung hat.
Im Ubrigen wurden noch Fehler berichtigt und geringfiigige Anderungen vorgenommen, die in
der Zusammenfassenden Erklarung uber den Beschluss der Anderung des ortlichen
Raumordnungsprogrammes, welche einen wesentlichen Bestandteil der Anderungs-
unterlagen darstellt, festgehalten sind. In dieser Erklarung ist auch dargelegt und erlautert, in
welchem Umfang der Umweltbericht bei der Entscheidung bertcksichtigt wurde und welche
UberwachungsmafRnahmen vorgesehen sind.
Bubna-Litic beantragt, dass Uber die Behandlung der von den Ehegatten Apfelthaler
eingebrachten Stellungnahme (siehe Pkt. 7.) separat abgestimmt wird.
Antrag des Birgermeisters:
Der Gemeinderat mége beschliel3en, dass ein ortliches Entwicklungskonzept neu erlassen
und das Ortliche Raumordnungsprogramm in Form einer generellen Uberarbeitung
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entsprechend dem vom Buro im-plan-tat | Reinberg und Partner OEG unter PZ ipt 31310 15
verfassten und 6ffentlich aufgelegten Entwurf unter Berticksichtigung der Empfehlungen des
Bauausschusses hinsichtlich der eingelangten Stellungnahmen — mit Ausnahme jener der
Ehegatten Apfelthaler (Pkt. 7.) — geandert wird.

Beschluss:

Der Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig

Antrag des Burgermeisters:

Der Gemeinderat moge beschliel3en, dass die Stellungnahme der Ehegatten Apfelthaler nicht
bertcksichtigt, der Gringurtel im Bereich des Gst.Nr. 291/1, KG Theif3, wie im Auflageentwurf
eingetragen belassen und die als Beilage 6 dem Protokoll angeschlossene Verordnung
erlassen wird.

Beschluss:

Der Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

mehrstimmig

dagegen: Bubna-Litic, Steininger
Stimmenthaltung: Dingl
dafur: 15 Gemeinderatsmitglieder

TOP 15: Freilassung fur Betriebsansiedlung im Betriebsgebiet Stratzdorf

Die Firma Trost GmbH hat den Wunsch, das an ihr bestehendes Betriebsareal angrenzende
freie Betriebsgrundstiick Nr. 1138/6 anzukaufen. Der Verwendungszweck soll der gleiche
sein, wie bei dem bereits vorhandenen Betriebsgrundstiick. Durch die Erweiterung des
bestehenden Betriebsareals sollen zusatzlich 5 Beschéftigte am Standort gemeldet und deren
Kommunalsteuer an die Gemeinde abgefihrt werden.

Das Grundstiick hat ein Flachenausmal’ von 3.944 m2. Das Freilassungsentgelt betragt €
43.029,04, wovon vertragsgemall noch rund € 8.700,00 als Wertsicherung an die
Grundeigentimer abgefuhrt werden mussen.

Antrag des Gemeindevorstandes:

Der Gemeinderat moge beschliel3en, dass das Eigentumsrecht am Betriebsgrundsttick Nr.
1138/6, KG. Theif3, im Ausmald von 3.944 m? fir Herrn Johann und Frau Barbara Trost aus
Traisen einverleibt werden kann und dass die Freilassung vom Vorkaufsrecht gegen
Bezahlung eines Betrages von € 10,90/m? gegeben wird. Ein Teil dieses Betrages ist fur die
Wertanpassung an die Grundeigentimer weiter zu geben.

Beschluss:

Der Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig
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TOP 16: Zustimmung und Freilassung fur Betriebsansiedlung im Wirtschaftspark
Der Geschéftsfuhrer der Wirtschaftspark Krems-Gedersdorf GmbH hat schriftlich bekannt
gegeben, dass die Firma Konzept Haus GmbH mit Betriebssitz in Krems/Donau das Gst.Nr.
1125/2, KG Stratzdorf, im Wirtschaftspark Krems-Gedersdorf ankaufen moéchte. Das
Grundstiick hat ein Ausmalfd von 5.787 m2 wovon 1.683 m2 im Einlésungsstreifen des
vierspurigen Ausbaues der S 5 liegen. Seitens des Unternehmens ist beabsichtigt, auf der
Restflache im Ausmalf3 von 4.104 m2 ein Betriebsgebaude und eine Lagerhalle zu errichten, in
der die Fa. KM-Bau GmbH ihren Betriebssitz haben soll. Die KM-Bau GmbH beschaftigt
derzeit 5 Mitarbeiter, eine Erh6hung auf 8-10 im Jahr 2011 ist geplant. Konzept Haus GmbH
beabsichtigt weiters, innerhalb von 2 Jahren die benachbarten Grundstiicke 1121/2 und
1120/2 anzukaufen, ein Betriebsgebaude darauf zu errichten und den Betriebssitz in den
Wirtschaftspark zu verlegen.

Antrag des Gemeindevorstandes:

Der Gemeinderat mége der Betriebsansiedlung der Fa. KM-Bau GmbH auf dem Gst. Nr.
1125/2, KG Theil3, zustimmen und zum Ankauf des Grundstickes durch die Firma Konzept
Haus GmbH die Freilassung vom Vorkaufsrecht erteilen.

Beschluss:

Der Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig

TOP 17: 12. Anderung des 6rtlichen Raumordnungsprogrammes —Widmung Bauland-
Betriebsgebiet in der KG Theil
Der Entwurf tiber die 12. Anderung des ortlichen Raumordnungsprogrammes ist in der Zeit
vom 9.5.-20.6.2008 zur 6ffentlichen Einsicht aufgelegen. Dabei war auch die Widmung von
Bauland-Betriebsgebiet im Bereich des neuen Wirtschaftsparks Krems-Gedersdorf
vorgesehen. Am 25.6.2008 erfolgte die Begutachtung der Anderungsentwiirfe durch den
Amtssachverstandigen fur Raumordnung. Dabei wurde festgestellt, dass die von den
Anderungspunkten 1, 2 und 4 betroffenen Grundstiicke keine HQ1qo-Sicherheit aufweisen, so
dass die Baulandwidmung der vorgesehenen Flachen erst nach Herstellung der HQqoo-
Sicherheit (= Gelandeaufschiittung) durch das Land NO genehmigt werden kann. Nachdem
die Aufschittung der gesamten als Bauland-Betriebsgebiet (BB) vorgesehenen Flachen
(Anderungspunkte 1 und 2) aus wirtschaftlichen Griinden nicht mdglich war, wurden die
Flachen zur Sicherstellung einer spéateren Widmung als BB vorerst als Griunland-
Freihalteflachen gewidmet.
In der Zwischenzeit wurde der bestehende Hochwasserschutzdamm am Kamp-Unterlauf
saniert Dadurch haben sich die Hochwasser-Anschlaglinien im Bereich des Wirtschaftsparkes
derart verandert, dass die Grundstiicke Nr. 1119/3, 1120/2, 1121/1 und 1125/2, KG Theil3,
auBRerhalb der HQioo-Uberflutungsflache liegen, woriiber eine Bestatigung der Werner
Consult Ziviltechnikergemeinschaft, Wien, vom 26.11.2010, vorliegt.
Antrag des Gemeindevorstandes:
Der Gemeinderat moge beschlieRen, dass das 6rtliche Raumordnungsprogramm in der
Katastralgemeinde Theil3 entsprechend der neuen Plandarstellung des Biro im-plan-tat |
Reinberg und Partner, vom Dezember 2010 PZ: ipt 31310 15, durch Widmung von Bauland-
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Betriebsgebiet auf den Grundstiicken Nr. 1119/3, 1120/2, 1121/1 und 1125/2, KG Theil3,
geandert wird und die als Beilage 7 dem Protokoll angeschlossene Verordnung erlassen.
Beschluss:

Der Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig

TOP 18: Zivilschutzverband — Mitgliedsbeitrag 2011

Der NO Zivilschutzverband hat ersucht, den Verband auch im Jahr 2011 wieder durch einen
Mitgliedsbeitrag finanziell zu unterstitzen. Bisher wurde jeweils ein Betrag von € 320,00 pro
Jahr geleistet.

Antrag des Gemeindevorstandes:

Der Gemeinderat moge beschlieRen, dass an den NO Zivilschutzverband fiir das Jahr 2011
ein Mitgliedsbeitrag in der Hohe von € 320,00 geleistet wird.

Beschluss:

Der Antrag wird angenommen.

Abstimmungsergebnis:

einstimmig

TOP 19: Vereinssubventionen 2011
Fur das Jahr 2011 liegen folgende Subventionsansuchen von Vereinen vor:
a) Fischereiverein Gedersdorf

Antrag eingelangt am 14.10.2010 tber € 500,00, im Vorjahr wurden € 500,00 gewahrt;
b) Seniorenbund Gedersdorf

Antrag eingelangt am 8.10.2010 tber € 350,00, im Vorjahr wurden € 350,00 gewahrt;
c) Pferdefreunde Donaudorf

Antrag eingelangt am 4.10.2010 Uber € 350,00, im Vorjahr wurden € 350,00 gewahrt;
d) Jugendgemeinschaft Theil3

Antrag eingelangt am 30.9.2010 Uber € 487,19, im Vorjahr wurde keine Fdrderung

beantragt;
e) Gesangsverein Theil3

Antrag eingelangt am 29.9.2010 Uber € 350,00, im Vorjahr wurden € 350,00 gewahrt;
f) Tennisclub Gedersdorf

Antrag eingelangt am 20.9.2010 tber € 1.000,00, im Vorjahr wurden € 1.000,00 gewahrt;
g) Volkstanzgruppe Gedersdorf

Antrag eingelangt am 29.9.2010 tber € 400,00, im Vorjahr wurden € 350,00 gewahrt;
h) Kinderfreunde Gedersdorf

Antrag eingelangt am 23.8.2010 tber € 350,00, im Vorjahr wurden € 350,00 gewahrt;
i) Trachtenkapelle Gedersdorf

Antrag eingelangt am 21.6.2010 tber € 1.800,00, im Vorjahr wurden € 1.800,00 gewahrt;
j) Pensionistenverband Ortsgruppe Gedersdorf

Antrag eingelangt am 28.6.2010 uber € 350,00, im Vorjahr wurden € 350,00 gewahrt;
k) KOBV Ortsgruppe Gedersdorf
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Antrag eingelangt am 21.6.2010 Uber € 350,00, im Vorjahr wurden € 350,00 gewahrt;
Nach Diskussion der einzelnen Subventionsansuchen ergeht folgender
Antrag des Gemeindevorstandes:
Der Gemeinderat mége beschlie3en, dass folgende Vereine unter Berticksichtigung der
Richtlinien Uber Vereinsforderungen im Jahr 2011 eine Subvention erhalten:
a) Der Fischereiverein Gedersdorf in der Hohe von € 500,00;
b) Der Seniorenbund Gedersdorf in der Hohe von € 350,00;
c) Die Pferdefreunde Donaudorf in der H6he von € 350,00;
d) Die Jugendgemeinschaft Theild in der HOhe von € 487,19;
e) Der Gesangsverein Theil3 in der Héhe von € 350,00;
f) Der Tennisclub Gedersdorf in der Hohe von € 1.000,00;
g) Die Volkstanzgruppe Gedersdorf in der Hohe von € 350,00;
h) Die Kinderfreunde Gedersdorf in der Hoéhe von € 350,00;
i) Die Trachtenkapelle Gedersdorf in der Héhe von € 1.800,00;
j) Der Pensionistenverband OG Gedersdorf in der Hohe von € 350,00;
k) Der KOBV OG Gedersdorf in der Hohe von € 350,00;
Beschluss:
Der Antrag wird angenommen.
Abstimmungsergebnis:
einstimmig

TOP 20: Berichte des Burgermeisters

Der BGM berichtet Uber folgende Angelegenheiten:

» Sitzungstermine 2011
Gemeindevorstand: 13.1.,3.2.,3.3.,7.4.,55.,9.6.,7.7., 8.9, 6.10.,, 3.11., 1.12;
Gemeinderat: 24.3., 30.6., 29.9., 15.12.;

» Festsitzung mit Ehrung der ausgeschiedenen Mandatare
Am Freitag, den 14. Janner 2011 findet um 18.00 Uhr im Gasthof Winkler in Theil3 eine
Festsitzung statt, bei der die Ehrung der im Jahr 2010 aus dem Gemeinderat
ausgeschiedenen Mandatare vorgenommen wird. Zur Festsitzung werden auch alle
Gemeindebediensteten und die Obleute aller Vereine in der Gemeinde eingeladen.

» Dankschreiben von gesangSverein theil3
Der gesangSverein Theil3 hat sich fur die gewahrte und ausgezahlte Subvention schriftlich
beim Gemeinderat bedankt.

» Erhohung der Schulbeitrdge durch Schulzentrum Krems
Durch die Inbetriebnahme des neuen Schulzentrums verandern sich die Kopfquoten der
Schulgemeinden wie folgt:
- bei der Sonderschule von € 2.308,00 auf € 4.290,00 im Jahr 2011;
- bei der Hauptschule von € 1.535,00 auf € 2.586,00 im Jahr 2011;
- beim Polytechnischen Lehrgang von € 2.696,00 auf € 7.220,00 im Jahr 2011;

» Ernennung eines/r Bildungsbeauftragen
Fur die Funktion eines/r Bildungsbeauftragten aus den Reihen der Gemeinde-
vertreterinnen hat sich nach wie vor niemand gefunden. Es ergeht daher noch einmal der
Aufruf an alle Mandatarinnen sich fir diese Funktion zur Verfligung zu stellen.
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» Abgabenprufung durch Aufsichtsbehdrde
Am 20. und 21.10.2010 wurde durch die Abt. Gemeinden eine Abgabenprifung bei der
Gemeinde vorgenommen. Dabei wurde u.a. die nicht kostendeckende Abgabenhdhe bei
den Wasser- und Friedhofsabgaben kritisiert und die Anhebung des Einheitssatzes der
AufschlieBungsabgabe empfohlen. Weiters wurden einige Differenzen bei der
Berechnung verschiedener Abgaben aufgezeigt. Ein detaillierter schriftlicher Bericht liegt
jedoch noch nicht vor.

» Informationsveranstaltungen am 14.12.2010
Um 15:00 Uhr erfolgt eine Besichtigung der Baustelle bei der neuen Klaranlage des GAV
Krems. Um 17:00 Uhr wird die BeleuchtungsstraRe der EVN am Gelande des Kraftwerkes
in Theil3 besichtigt. Anschliel3end erfolgt eine Schulung der Gemeindevertreter tber die
Fragebogen fur das Gemeinde-Energiekonzept. Alle Gemeindevertreterinnen sind
eingeladen, zahlreich an diesen Info-Veranstaltungen teilzunehmen.

Der Vorsitzende schliel3t die 6ffentliche Sitzung um 21:38 Uhr.

Dieses Protokoll wurde in der Sitzung des Gemeinderates am 24.3.2011 genehmigt.

Unterschriften:
Franz Gartner, eh. Franz Brandl, eh.
Biirgermeister: fir die OVP
W. Rammel, eh. Steininger Theresa, eh.
fur die SPO fur die LLGG
Nessl, eh.

Schriftfiihrer



Beilage 1 zum Sitzungsprotokoll der Gemeinderatssitzung am 3.12.2010

VERORDNUNG

Uber die Erhebung der Hundeabgabe

8 I.
Der Gemeinderat der Gemeinde Gedersdorf beschliel3t auf Grund der Bestimmungen des
NO Hundeabgabegesetztes 1979, LGBI.: 3702 i.d.g.F., fur das Halten von Hunden eine
Abgabe wie folgt zu erheben:

4. fur Nutzhunde jahrlich € 6,54 pro Hund
5. fur Hunde mit erhdhtem Gefahrdungspotential

und auffallige Hunde nach §8 2 und 3 des NO

Hundehaltegesetzes jahrlich € 150,00 pro Hund
6. fur alle tbrigen Hunde jahrlich € 20,00 pro Hund

Wird der Hund wahrend des Jahres erworben, so ist die Hundeabgabe innerhalb eines
Monats nach dem Erwerb zu entrichten. Fir die folgenden Jahre ist die Hundeabgabe
jeweils bis spéatestens zum 15. Februar des laufenden Jahres ohne weitere Aufforderung
Zu entrichten.

Diese Verordnung tritt mit 1. Janner 2011 in Kraft.

K:\ARBEIT\USER\NE\VERORDNUNGEN\HUNDEABGABE2010.DOCX



Beilage 2 zum Sitzungsprotokoll der Gemeinderatssitzung am 3.12.2010

Der Gemeinderat der Gemeinde Gedersdorf hat am 3. Dezember 2010 (TOP ..) die folgende

Aufhebung der Verordnung Uber die
Erhebung einer Lustbarkeitsabgabe

beschlossen

Die auf der Grundlage des NO Lustbarkeitsabgabegesetzes, LGBI. 3703, erlassene
Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Gedersdorf vom 11.09.1980 wird aufgehoben.

Die Aufhebung tritt am 1. Janner 2011 in Kraft.

Auf Abgabentatbestande, die vor diesem Zeitpunkt verwirklicht worden sind, findet das bisher
geltende Recht weiterhin Anwendung.

K:\ARBEIT\USER\NE\VERORDNUNGEN\LUSTBARKEITSABGABE_AUFHEBUNG.DOCX



Beilage 3 zum Sitzungsprotokoll der Gemeinderatssitzung am 3.12.2010

VERORDNUNG UBER DIE ERHEBUNG

EINER GEBRAUCHSABGABE

Der Gemeinderat der Gemeinde Gedersdorf beschliel3t fir den Gber den widmungsmaéalRigen
Zweck hinausgehenden Gebrauch von 6ffentlichem Grund in der Gemeinde die Einhebung
einer Gebrauchsabgabe nach den Bestimmungen des NO Gebrauchsabgabegesetzes 1973,
LGBI. 3700, in der derzeit geltenden Fassung, wie folgt:

Die Gebrauchsabgabe ist von allen Gebrauchsarten des Tarifes des NO Gebrauchs-

abgabegesetzes 1973 mit den dort angefihrten Hochstsatzen zu entrichten.

Diese Verordnung tritt mit 1. Janner 2011 in Kraft.

K\ARBEIT\USER\NE\VERORDNUNGEN\GEBRAUCHSABGABE_2010.DOCX



Beilage 4 zum Sitzungsprotokoll der Gemeinderatssitzung am 3.12.2010

Der Gemeinderat der Gemeinde Gedersdorf hat in seiner Sitzung am 03.12.2010 (TOP
8) aufgrund des § 11 des NO Tourismusgesetzes 1991, LGBI. 7400-5, verordnet:

VERORDNUNG
uber die Erhebung von ORTSTAXEN

. Die Gemeinde Gedersdorf erhebt als Gemeinde der Ortsklasse Il eine Ortstaxe

von jenen Personen, die im Gemeindegebiet in Gasteunterkinften nachtigen.
Die Ortstaxe wird zur Weiterentwicklung und Forderung des Tourismus verwendet.

. Gasteunterkinfte sind Unterkinfte, die zur Unterbringung von Gésten zum vor-
Ubergehenden Aufenthalt bestimmt sind, sei es im Rahmen der gewerblichen
Beherbergung, sei es im Rahmen der Privatzimmervermietung, in Kur- oder Er-
holungsheimen, in Sonderkrankenanstalten in nach dem NO Heilvorkommen- und
Kurortegesetz, LGBI. 7600, anerkannten Kurorten, in Ferienwohnungen oder auf
Campingplatzen.

. Die Ortstaxe betragt € 0,145 pro Person und N&chtigung.

. Von der Entrichtung der Ortstaxe sind befreit:

a) Personen bis zum vollendeten 15. Lebensjahr,

b) Personen bis zum vollendeten 19. Lebensjahr, wenn sie in Jugendherbergen,
Jugend- oder Erholungsheimen oder in Ferienlagern nachtigen, die von einer
inlandischen Wohlfahrtseinrichtung oder einer inlandischen Jugendorganisation
betrieben werden,

c) Personen, die aus Anlass des Schulbesuches oder in Ausibung des militari-
schen Dienstes oder des Zivildienstes oder als Lehrling gemald § 1 des Berufs-
ausbildungsgesetzes, BGBI.Nr. 142/1969, in der Fassung BGBI.Nr. 256/1993,
oder als Lehrling gemaR § 2 der NO Land- und forstwirtschaftlichen Berufsaus-
bildungsordnung 1991, LGBI. 5030, im Gemeindegebiet nachtigen, sowie
Personen, die in Bildungseinrichtungen, welche nicht auf Gewinn gerichtet sind,
im Gemeindegebiet nachtigen,

d) Schwer Behinderte mit einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens
50 % und Blinde; sowie Begleitpersonen von schwer Behinderten und Blinden,
sofern die schwer Behinderten und die Blinden laut arztlicher Bescheinigung
vollig auf stdndige Begleitung angewiesen sind,

e) Personen, die von der Entrichtung der Rezeptgeblhr befreit sind,

f) Sozialhifeempfanger im Sinne der einschlagigen Sozialhilfegesetze der
Bundesléander,

K:\ARBEIT\USER\NE\Verordnungen\Ortstaxe_2010-2.docx



g) Personen in Gasteunterkiinften nach einem ununterbrochenen Aufenthalt von 8
Wochen,

h) Personen, die im Rahmen der NO Familienurlaubsaktion fiir diesen Aufenthalt
einen Zuschuss bekommen sowie

i) Personen, die voribergehend in Schutzhitten nachtigen.

. Die Festsetzung der zu entrichtenden Ortstaxe erfolgt durch Selbstberechnung
(8 201 und § 20l1a Bundesabgabenordnung, BGBI. Nr. 194/1961, in der Fassung
BGBI. I Nr. 52/2009). Dabei ist die Ortstaxe auf einen vollen Centbetrag zu runden,
wobei ab 0,5 Cent aufzurunden ist.

Die Ortstaxe ist vom Unterkunftgeber von den in Punkt 1 genannten Personen
einzuheben und bis zum 15. des zweitfolgenden Monats an die Gemeinde
abzufihren.

Bei mehrmaligem vorubergehenden Aufenthalt von denselben Personen wahrend
eines Jahres in derselben Gasteunterkunft oder auf demselben Campingplatz kann
der Unterkunftgeber (Betreiber eines Campingplatzes) die Ortstaxe in pauschalierter
Form zum Ende eines jeden Kalendervierteljahres abrechnen und abfiihren, wobei
eine Aufenthaltsdauer von 8 Wochen im Jahr zugrunde zu legen ist.

Bei entgeltlicher Beherbergung kann die Ortstaxe in den Nachtigungspreis
einbezogen und braucht nicht gesondert in Anrechnung gebracht werden. Unterlasst
der Unterkunftgeber die Einhebung der Ortstaxe, so haftet er fur die richtige Abfuhr.
Im Ubrigen gilt die Bundesabgabenordnung, BGBI. Nr. 194/1961, in der Fassung
BGBI. | Nr. 52/2009.

. Diese Verordnung tritt mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden
Tag in Kraft und tritt mit dem Ablauf des 31. Dezember 2010 aul3er Kraft.
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Beilage 5 zum Sitzungsprotokoll der Gemeinderatssitzung am 3.12.2010

Der Gemeinderat der Gemeinde Gedersdorf hat in seiner Sitzung am 3. Dezember
2010 beschlossen:

WASSERABGABENORDNUNG
far die offentliche Gemeindewasserleitung der Gemeinde Gedersdorf

§1

In der Gemeinde Gedersdorf werden folgende Wasserversorgungsabgaben und
Wassergebuhren erhoben:

a) Wasseranschlussabgaben
b) Ergéanzungsabgaben

c) Sonderabgaben

d) Wasserbezugsgebihren
e) Bereitstellungsgebiuhren

§2
Wasseranschlussabgabe

(1) Der Einheitssatz zur Berechnung der Wasseranschlussabgabe fir den Anschluss
an die offentliche Gemeindewasserleitung wird gemaR & 6 Abs. 5 des NO
Gemeinde-wasserleitungsgesetzes 1978 mit € 7,50 festgesetzt.

(2) GemaR § 6 Abs.5 und 6 des NO Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 wird fiir
die Ermittlung des Einheitssatzes eine Baukostensumme von € 1,441.293,00 und
eine Gesamtlange des Rohrnetzes von 8.648 Ifm zu Grunde gelegt.

§3
Vorauszahlungen

Der Prozentsatz fiir die Vorauszahlungen betragt gemaR § 6a des NO Gemeinde-
wasserleitungsgesetzes 1978 80 % jenes Betrages, der unter Zugrundelegung des in
8 2 festgesetzten Einheitssatzes als Wasseranschlussabgabe zu entrichten ist. Fur
die Ermittlung des Einheitssatzes sind die im 8 2 angefuhrten Berechnungs-
grundlagen malf3geblich.



§4
Ergdnzungsabgabe

Bei Anderung der Berechnungsflache fir eine angeschlossene Liegenschaft wird
eine Erganzungsabgabe auf Grund der Bestimmungen des § 7 des NO Gemeinde-
wasserleitungsgesetzes 1978 berechnet.

8§85
Sonderabgabe

(1) Eine Sonderabgabe gemaR § 8 des NO Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978
ist zu entrichten, wenn wegen der Zweckbestimmung der auf der anzuschliel3enden
Liegenschaft errichteten Baulichkeit ein Uber den ortsiblichen Durchschnitt
hinausgehender Wasserverbrauch zu erwarten ist und die Gemeindewasserleitung
aus diesem Grunde besonders ausgestaltet werden muss.

(2) Eine Sonderabgabe ist aber auch dann zu entrichten, wenn die auf einer an die
Gemeindewasserleitung angeschlossenen Liegenschaft bestehenden Baulichkeiten
durch Neu-, Zu- oder Umbau so geandert werden, dass die im Abs. 1 angefuhrten
Voraussetzungen zutreffen.

(3) Die Sonderabgabe darf den durch die besondere Inanspruchnahme erhéhten
Bauaufwand nicht Ubersteigen.
§6
Bereitstellungsgebuhren
(1) Der Bereitstellungsbetrag wird mit € 27,13 pro m3/h festgesetzt.
(2) Die Bereitstellungsgebiihr ist das Produkt der Nennbelastung des

Wassermessers (in m3/h) mal dem Bereitstellungsbetrag.
Daher betragt die jahrliche Bereitstellungsgebinhr:

Wassermesser- . . L
Bereitstellungsbetrag Bereitstellungsgebihr in €
nennbelastung in€ 3/h Spalte 1 mal Spalte 2 = Spalte 3
in mé/h in € pro m (Sp P = Spalte 3)
3 €27,13 € 81,39
6 €27,13 € 162,78
10 € 27,13 €271,30
20 €27,13 € 542,60




87
Grundgebuhr zur Berechnung der Wasserbezugsgebuhr

(1) Die Grundgebuihr gemafR § 10 Abs. 5 des NO Gemeindewasserleitungsgesetzes
1978 wird fur 1 m3 Wasser mit € 1,34 festgesetzt.

§8
Ablesungszeitraum
Entrichtung der Wasserbezugsgebihr
und der Bereitstellungsgebuhr

(1) Die Wasserbezugsgebihr wird auf Grund einer einmaligen Ablesung im
Kalenderjahr gemaR § 11 Abs.1 und 2 des NO Gemeindewasserleitungsgesetzes
1978 berechnet. Der Ablesungszeitraum betragt daher zwélf Monate. Er beginnt am
1. Janner und endet mit 31.Dezember.

(2) Fur die Bezahlung der so berechneten Wasserbezugsgebihr werden vier
Teilzahlungszeitraume wie folgt festgelegt:

1. von 1. Janner bis 31. Mérz
2. von 1. April bis 30. Juni
3. vonl1. Juli bis 30. September

4. von 1. Oktober bis 31. Dezember

Die auf Grund der einmaligen Ablesung festgesetzte Wasserbezugsgebuhr wird auf
die Teilzahlungszeitraume zu gleichen Teilen aufgeteilt. Die einzelnen Teilbetrage
sind jeweils am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November féllig. Die
Abrechnung der festgesetzten Teilzahlungen mit der auf Grund der Ablesung
errechneten Wasserbezugsgebihr erfolgt im letzten Teilzahlungsraum jeden
Kalenderjahres und werden die Teilbetrage fur die folgenden Teilzahlungsraume neu
festgesetzt.

(3) Die jahrliche Bereitstellungsgebuhr ist in gleichen Teilbetrdgen gleichzeitig mit
den Teilzahlungen fir die Wasserbezugsgebiihr zu entrichten.

§9
Umsatzsteuer

Zusatzlich zu samtlichen Abgaben und Gebihren nach dieser Wasserabgaben-
ordnung gelangt die gesetzliche Umsatzsteuer aufgrund des Umsatzsteuergesetztes
1994, in der jeweils geltenden Fassung, zur Verrechnung.



810
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit dem Monatsersten, der dem Ablauf der zweiwd6chigen
Kundmachungsfrist zunéchst folgt, in Kraft. Auf Abgabentatbestéande, die vor dem
Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, ist der bisher geltende
Abgabensatz anzuwenden.



Beilage 6 zum Sitzungsprotokoll der Gemeinderatssitzung am 3.12.2010

Der Gemeinderat der Gemeinde Gedersdorf beschlief3t in seiner Sitzung am
03.12.2010 (TOP 14) folgende

VERORDNUNG

§1

GemaR den 8§88 1-2 und den 8§ 13-24 des NO Raumordnungsgesetzes 1976, LGBI.
8000-23, wird hiermit das

ORTLICHE RAUMORDNUNGSPROGRAMM
DER GEMEINDE GEDERSDORF

in Form einer generellen Uberarbeitung geandert.

§2
Ziele der ortlichen Raumordnung

Allgemeine Ziele:

Dieses ortliche Raumordnungsprogramm wird auf einen Zeitraum von ca. 10
Jahren abgestimmt.

Das Prinzip der Nachhaltigkeit soll als primares Bewertungskriterium fir
kommunale Mal3hahmen herangezogen werden.

Die gegenseitige Beeintrachtigung von Nutzungen soll verringert werden.

. Besondere Ziele:

Funktion der Gemeinde Gedersdorf im grof3eren Raum:

Die Gemeinde ist Standort eines interkommunalen Betriebsgebietes und
soll als attraktiver Arbeitsstandort weiterentwickelt werden.

Die Gemeinde soll gleichzeitig als attraktiver Wohnstandort erhalten und
weiterentwickelt werden.

Die Qualitat des regional bedeutenden Grundwasserkdorpers soll erhalten
werden.

Naturraum und Umwelt:

Die Erhaltung und Verbesserung des o6kologischen Zustandes ist ein
Oberziel der Gemeindeentwicklung.

Die Emissionen (Luftschadstoffe, Abwasser, Mull und Larm) durch Verkehr,
Haushalte und Betriebe sollen vermindert und vermieden werden.

Die Ressource Boden soll geschiitzt und schonend genutzt werden.

Die Energiebereitstellung soll 6kologisiert werden.

Bevolkerung und soziale Infrastruktur:



e Die Verbesserung des sozialen Zusammenhalts innerhalb der Gemeinde ist
ein Oberziel der Gemeindeentwicklung.

e Die Schaffung eines idealen Umfeldes fur die é&ltere Generation ist
ebenfalls ein Oberziel der Gemeindeentwicklung.

e Mit Bedacht auf die wirtschaftliche Bereitstellung der notwendigen technischen
und sozialen Infrastruktur, die Grundausstattung, die Sozialstruktur und
Integration wird eine Einwohnerzahl von rund 2.400 angestrebt. Dieser Wert
ist als Richtwert fur das ortliche Raumordnungsprogramm zu verstehen und
soll mittelfristig in etwa 10 Jahren nicht Uberschritten werden.

e Eine moglichst gute Mischung von sozialen Gruppen und Altersgruppen
wird angestrebt.

e Zuzlgler sollen bestmoglich integriert werden.

e Der soziale Zusammenhalt zwischen den Generationen soll gestarkt
werden.

e Der Zusammenhalt zwischen den Ortschaften soll gefordert werden.

. Spiel, Sport und Erholung:
e Die Verbesserung der Freizeitqualitat ist ein  Oberziel der
Gemeindeentwicklung.

. Wirtschaft:

e Die Erhaltung und Schaffung von positiven Umfeldbedingungen fir
Betriebe ist ein Oberziel der Gemeindeentwicklung.

e Die touristische Anziehungskraft der Region soll fir erganzende Angebote
(Beherbergung etc.) genutzt werden.

. Besiedelung und Bebauung:
e Die Nahversorgung in den Ortschaften soll gesichert werden.

. Verkehr und technische Infrastruktur:

e Die Verbesserung der Bedingungen fir den Umweltverbund (Anm.:
Umweltverbund fasst Ful3ganger, oOffentliche oder private Fahrrader,
offentliche Verkehrsmittel und Carsharing zusammen) ist ein Oberziel der
Gemeindeentwicklung.

e Ein"Ort der kurzen Wege" soll geschaffen werden.

§3
Mallnahmen der 6rtlichen Raumordnung

. Funktion der Gemeinde Gedersdorf im grof3eren Raum:
e Umsetzung des interkommunalen Betriebsgebiets Stratzdorf und Abstimmung
der Gemeindeentwicklung auf diese Mal3nahme.
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Die Qualitat des Grundwassers des regional bedeutsamen Grundwasserkoérpers soll
durch

e die Forcierung der 6kologischen Landwirtschaft,
e die Einhaltung der Schutzvorgaben,
e die Vermeidung von Eintragen Uber die Grundwasserfreilegungen

erhalten werden.

2. Naturraum und Umwelt:
Die Ressource Boden soll durch

e die Aktivierung von bestehenden Baulandreserven,

e die Umsetzung verdichteter Bebauungsformen in den Katastralgemeinden
Brunn im Felde und Theil3,

e durch die geméaRigte Erweiterung von weiteren Baulandflachen entsprechend
dem tatsachlichen Bedarf und unter Berucksichtigung der angestrebten
Einwohnerzahl,

e die Umsetzung des Stufenplanes fir eine geordnete Siedlungsentwicklung,

e die Weiterentwicklung des Biotopverbundes und

e die Verringerung des Versiegelungsgrades insbesondere in den
Betriebsgebieten

geschont werden.
Die Energiebereitstellung soll durch
e die FOrderung dezentraler Energieversorgung,

¢ die Bewusstseinsbildung der Bevélkerung hinsichtlich Energiesparen und
e die Nutzung der Potentiale alternativer Energie

Okologisiert werden.

3. Bevoélkerung und soziale Infrastruktur:
Der soziale Zusammenhalt innerhalb der Gemeinde soll durch
e Angebote fur soziale Interaktion,
e Fo6rderung von sozialen Netzen (Vereine etc.) und
e die Bedachtnahme auf die Bedurfnisse der verschiedenen Generationen
gestarkt werden.
Ideale Umfeldbedingungen fur die altere Generation sollen durch

e alternative, an die Gemeindestruktur angepasste Altenbetreuungs-
einrichtungen,
e spezielle Freizeitangebote,
e die Entwicklung von Gebieten fir generationenubergreifendes Wohnen,
¢ eine auf die altere Generation abgestimmte Freiraum- und Ortsplanung,
geschaffen werden.
Die Integration von Zuziglern soll durch

e ein gemaligtes Bevolkerungswachstum,
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e die Umsetzung von sozialen Begleitmalinahmen im Zuge der Erweiterung des
Bauland- und Wohnangebotes.

gelingen.
Der Zusammenhalt zwischen den Ortschaften soll durch
e den Aufbau einer gemeinsamen Identitat und
e die Schaffung von ortsuibergreifenden Einrichtungen
gelingen.
Der soziale Zusammenhalt zwischen den Generationen soll durch

e die Einbindung aller Generationen in die Gemeindeentwicklung,

e die Beachtung der Mischung der Generationen bei der Siedlungsentwicklung
und

e die Verbesserung der Aufenthaltsqualitat des offentlichen Raumes
gestarkt werden.
Die Konzentration von sozialen Gruppen soll durch

e die Schaffung differenzierter Wohnangebote und

e die Haltung und Anziehung von jungen Blrgerinnen
vermieden werden.

4. Spiel, Sport und Erholung:
Die Freizeitqualitat soll durch
e die Verbesserung des Kunst- und Kulturangebots,
e die Steigerung der Attraktivitdt des Gemeindegebietes fur die
landschaftsgebundene Erholungsnutzung (Radfahren, Spazierengehen) und
fur andere Sport- und Freizeitarten,

e die Erhaltung der Kellergassen und der Attraktivitat des Weinberges flr
Freizeitaktivitdten und

e die Schaffung diverser Freizeitangebote — insbesondere fur Jugendliche und
die altere Generation

verbessert werden.

5. Wirtschaft:
Positive Umfeldbedingungen fir Betriebe sollen durch

e die Schaffung von Mischgebieten fur die Kombination von Wohnen und
Arbeiten (emissionsarm),

e die Umsetzung des interkommunalen Betriebsgebietes und

e die Sicherung der land- und forstwirtschaftlichen Produktionsgrundlagen

erhalten und geschaffen werden.

6. Besiedelung und Bebauung:
Die gegenseitige Beeintrachtigung von Nutzungen soll durch
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e das Entflechten von Wohnen und Landwirtschaft,

e die Erweiterung der Siedlung aul3erhalb von Storbereichen,

e die Umsetzung von ImmissionsschutzmalRnahmen (vorallem Hochwasser-,
Larmschutz),

e das Entflechten von Wohnen und emissionsintensiven Arbeiten

verringert werden.

7. Verkehr und technische Infrastruktur:
Die Bedingungen fir den Umweltverbund sollen durch

e die Schaffung eines engmaschigen Ful3- und Radwegenetzes,

e die Aufrechterhaltung und Verbesserung der Bedienung durch den OPNV
(Offentlichen Personennahverkehr) und

e die Sicherung der Nahversorgung

verbessert werden.

§4

1. Die ortliche Entwicklung soll entsprechend dem Entwicklungskonzept erfolgen.
Das Entwicklungskonzept mit der Plannummer 31310 ipt OEK 2009 OK besteht
aus einem Blatt und gilt als Bestandteil dieser Verordnung. Es ist bei kinftigen
Abanderungen des ortlichen Raumordnungsprogrammes zu beriicksichtigen.

2. Die Widmung bzw. Nutzung der einzelnen Grundflachen des Gemeindegebietes
der Gemeinde Gedersdorf (KGs Gedersdorf, Brunn im Felde, Stratzdorf, Theil3,
Altweidling, Schlickendorf und Donaudorf) welche in der Plandarstellung
~Flachenwidmungsplan®, Planzahl ipt 31310 15 vorgesehen ist, wird hiermit im
Sinne der in 8 1 genannten Gesetzesbestimmungen festgelegt bzw. — wo es sich
um Uberdrtliche Planungen handelt — kenntlich gemacht.

3. Die Anderungen gehen aus der Anderungsdarstellung (Schwarz-Rotdarstellung)
hervor. Diese Plandarstellung, die vom Blro im-plan-tat | Reinberg und Partner
unter der Planzahl ipt 31310 15 verfasst wurde und aus zwei Blattern besteht,
gemal § 2, Z. 3c der Planzeichenverordnung als Neudarstellung ausgefuhrt wird
und mit einem Hinweis auf diese Verordnung versehen ist, liegt im Gemeinde
wahrend der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf.

86

Diese Verordnung tritt nach ihrer Genehmigung durch die NO Landesregierung und
nach ihrer darauf folgenden Kundmachung mit dem auf den Ablauf der zweiwéchigen
Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft.
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Beilage 7 zum Sitzungsprotokoll der Gemeinderatssitzung am 3.12.2010

Der Gemeinderat der Gemeinde Gedersdorf beschliel3t nach Erorterung der eingelangten
Stellungnahmen folgende

VERORDNUNG

8.
Aufgrund des § 22 Abs. 1 des NO Raumordnungsgesetzes 1976, LGBI. 8000 in der
geltenden Fassung, wird das ortliche Raumordnungsprogramm in folgenden Bereichen
abgeéandert und als Neudarstellung ausgefihrt:
Punkt 1: KG Theil3, Erweiterung Betriebsgebiet Stratzdorf

8l
Die vom Biro im-plan-tat | Reinberg und Partner unter der Planzahl ipt 31310 15 verfasste
und aus 1 Blatt bestehende Plandarstellung vom Dezember 2010, die gemald § 2 Z. 3c der
Planzeichenverordnung als Neudarstellung ausgefuihrt und mit einem Hinweis auf diese
Verordnung versehen ist, liegt im Gemeindeamt wahrend der Amtsstunden zur allgemeinen
Einsicht auf.

8 Il
Diese Verordnung tritt nach ihrer Genehmigung durch die NO Landesregierung und nach
ihrer darauf folgenden Kundmachung mit dem auf den Ablauf der zweiwdchigen
Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft.

K\ARBEIT\USER\NE\VERORDNUNGEN\ROP-2008_1-2010_2.DOCX



	Beilage1_3-12-2010.pdf
	V E R O R D N U N G
	V E R O R D N U N G

	Beilage3_3-12-2010.pdf
	VERORDNUNG ÜBER DIE ERHEBUNG
	EINER GEBRAUCHSABGABE
	VERORDNUNG ÜBER DIE ERHEBUNG
	EINER GEBRAUCHSABGABE

	Beilage5_3-12-2010.pdf
	WASSERABGABENORDNUNG
	Wasseranschlussabgabe

	Vorauszahlungen
	Ergänzungsabgabe
	Sonderabgabe
	Inkrafttreten

	Beilage6_3-12-2010.pdf
	§ 1
	§ 2
	Ziele der örtlichen Raumordnung
	§ 3
	Maßnahmen der örtlichen Raumordnung
	§ 4
	§ 6




